
[Geschäftsnummer]

Entwurf Stadtrat vom 25. April 2022 für Vernehmlassung

Verordnung über das Mobilitätskonzept bei 
Parkierungsanlagen
(MobilitätskonzeptV Parkierung)

Vom [Datum]

Von diesem Geschäft tangierte Erlasse (SRS Nummern)

Neu: ?.?-?
Geändert: –
Aufgehoben: 7.1-7

Der Stadtrat Aarau,

gestützt auf § 67 Abs. 4 der Bau- und Nutzungsordnung (BNO) vom 27. Au-
gust 20181),

beschliesst:

I.

1. Allgemeines

§  1 Gegenstand und Zweck

1 Diese Verordnung regelt die Grundsätze für die Ausarbeitung und Umset-
zung von Mobilitätskonzepten gemäss § 67 BNO.
2 Die Mobilitätskonzepte für Parkierungsanlagen bezwecken, die Mobilität al-
ler Nutzergruppen der Parkfelder im Sinne einer stadtverträglichen Lenkung 
der Verkehrsentwicklung zu beeinflussen.
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2. Inhalt des Mobilitätskonzepts

2.1 Im Allgemeinen

§  2 Definition von Zielen und Massnahmen

1 Die  Eigentümerschaft  einer  von  der  Konzeptpflicht  betroffenen  Parkie-
rungsanlage definiert im Mobilitätskonzept die anzustrebenden Lenkungszie-
le und die umzusetzenden Massnahmen.
2 Lenkungsziele und Massnahmen sind auf die Art der Nutzung der Parkan-
lage,  die  durch die  Nutzung erwartete Verkehrserzeugung sowie auf  den 
Standort mit den zur Verfügung stehenden alternativen Verkehrsmittel abzu-
stimmen.

§  3 Projektbeschrieb

1 Das Mobilitätskonzept beinhaltet einen Projektbeschrieb mit den wichtigs-
ten Eckdaten des Bauvorhabens, insbesondere

a) die genaue Lage,
b) allfällige Gestaltungspläne oder Sondernutzungsplanungen,
c) Nutzungen und deren Kennzahlen.

§  4 Herleitung Anzahl Parkfelder

1 Die Eigentümerschaft der Parkierungsanlage hat im Mobilitätskonzept die 
Herleitung der beantragten Anzahl Parkfelder unter Berücksichtigung von § 
43 der Bauverordnung (BauV) vom 25. Mai 20111), und der VSS-Norm 640 
281 vom 1. Februar 2006 sowie § 68 BNO aufzuzeigen. 
2 Die Plausibilität der beantragten Anzahl Parkfelder ist mit ergänzenden An-
gaben zu begründen, insbesondere mit

a) Erfahrungswerten bestehender ähnlicher Nutzungen,
b) Prognosen zum Mobilitätsverhalten der künftigen Nutzerschaft.

§  5 Erwartete Verkehrserzeugung

1 Die Eigentümerschaft der Parkierungsanlage hat im Mobilitätskonzept dar-
zulegen, welche Verkehrserzeugung im Bereich des motorisierten Individual-
verkehrs von der Immobilie erwartungsgemäss ausgehen wird.
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2 Bei der Einschätzung für Nicht-Wohnnutzungen ist bei der Beurteilung auf 
die VSS-Norm 40 283 vom 31. März 2019 abzustellen.

§  6 Standortanalyse

1 Die Eigentümerschaft der Parkierungsanlage hat im Mobilitätskonzept mit-
tels einer Standortanalyse aufzuzeigen, wie gut der Standort des Bauvorha-
bens für zum Auto alternative Verkehrsmittel erschlossen ist, insbesondere

a) ÖV-Erschliessung,
b) Erschliessung für Fuss- und Veloverkehr,
c) Carsharing-Standorte in fussläufiger Distanz,
d) bei Wohnnutzungen: Nahversorgungssituation.

2.2 Autoarme Nutzung

§  7 Besondere Vorgaben gemäss § 68 Abs. 4 BNO

1 Bei der Definition der Lenkungsziele ist zu berücksichtigen, dass das be-
schränkte  Parkierungsangebot  nicht  zu  einer  Verlagerung  der  Parkplatz-
nachfrage in den öffentlichen Raum führt.
2 Zusätzlich ist  im Mobilitätskonzept  aufzuzeigen,  mittels welcher  mietver-
traglichen  Regelungen  gewährleistet  ist,  dass  der  Parkplatzbedarf  der 
betreffenden Nutzergruppen das vorhandene Angebot nicht übersteigt.

§  8 Nachbesserung

1 Die Eigentümerschaft hat bei wiederholtem Nichterreichen der Lenkungs-
ziele  innert  einer  von  der  Bewilligungsbehörde  anzusetzenden  Frist  ein 
nachgebessertes Mobilitätskonzept vorzulegen.
2 Im Mobilitätskonzept ist zudem eine Rückfallebene zu definieren, die aus-
gelöst wird, wenn die Lenkungsziele auch nach Einreichen und Umsetzen 
des nachgebesserten Mobilitätskonzepts nach Abs. 1 weiterhin nicht erreicht 
werden.
3 Die Rückfallebene gemäss Abs. 2 kann bestehen in

a) Flächen, die zur nachträglichen Erstellung der nachzuweisenden An-
zahl Parkfelder auf dem Areal vorbehalten werden,

b) der Möglichkeit, Parkfelder, die maximal 300 Meter Fusswegdistanz 
vom Areal entfernt liegen und die baurechtlich keiner anderen Nut-
zung als Pflichtparkfelder zugeordnet sind, zu erstellen, anzukaufen 
oder langfristig anzumieten,
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c) der Entrichtung einer Ersatzabgabe gemäss § 69 BNO, falls zum 
Zeitpunkt der Auslösung der Rückfallebene nachweislich keine Mög-
lichkeit gemäss Buchstaben a) und b) realisierbar ist.

4 Die Rückfallebene hat die Eigentümerschaft vor Baubeginn als öffentlich-
rechtliche Eigentumsbeschränkung im Grundbuch anmerken zu lassen.

2.3 Wirkungskontrolle und Rhytmus

§  9 Wirkungskontrollkonzept

1 Die Eigentümerschaft der Parkierungsanlage hat im Mobilitätskonzept auf-
zuzeigen, wie die Erreichung der Lenkungsziele nach Inbetriebnahme über-
prüft werden.

§  10 Inhalt des Wirkungskontrollkonzepts

1 Das Wirkungskontrollkonzept muss folgende Inhalte aufweisen:

a) Nachweis der Umsetzung der einzelnen Massnahmen des Mobilitäts-
konzepts,

b) Definition der massgebenden Kriterien zur Beurteilung der Einhaltung 
des Mobilitätskonzepts,

c) Definition der Grenze, ab welcher die lenkungsziele des Mobilitäts-
konzepts nicht mehr als eingehalten gelten.

2 Bei der Beurteilung der Einhaltung des Mobilitätskonzepts ist zwingend der 
zum Zeitpunkt der Berichterstattung vorhandene effektive Platzbedarf aus-
zuweisen. Dieser setzt sich zusammen aus der Anzahl vermieteter Parkfel-
der für die Bewohnerschaft und für Beschäftigte sowie der Anzahl auf die 
Adressen der Überbauung eingelösten Anwohner- und Gewerbeparkkarten.

§  11 Durchführung der Wirkungskontrolle

1 Die  Eigentümerschaft  der  Parkierungsanlage  hat  die  Wirkungskontrolle 
jährlich durchzuführen.
2 Sie hat die Ergebnisse der Wirkungskontrolle in einem Kurzbericht zuhan-
den des Stadtbauamts zu dokumentieren.
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§  12 Verlängerung und Verkürzung des Kontrollintervalls

1 Zeigt  die  Wirkungskontrolle  wiederholt  einen  guten  Zielerreichungsgrad 
und damit  das Funktionieren des Mobilitätskonzepts,  kann die zuständige 
Behörde die Perioden der Wirkungskontrolle für das betreffende Objekt ver-
längert oder die Nachweispflicht bis auf Weiteres ausgesetzt werden.
2 Die  der  Eigentümerschaft  der  Parkierungsanlage  erlassene  Nachweis-
pflicht kann jederzeit wieder auferlegt werden, soweit die zuständige Behör-
de dies als notwendig erachtet.
3 Bei Verfehlung der Ziele kann die zuständige Behörde neben den Mass-
nahmen  gemäss  §  67  Abs.  3  BNO  insbesondere  die  Verkürzung  des 
Kontrollintervalls verfügen.

3. Verfahren und Rechtsschutz

§  13 Leitverfahren

1 Die Prüfung und Bewilligung des Mobilitätskonzepts erfolgen im Rahmen 
des Baubewilligungsverfahrens.

§  14 Vorprüfung

1 Das Mobilitätskonzept kann vor der Baueingabe zur informellen Vorprüfung 
beim Stadtbauamt eingereicht werden.

§  15 Zuständigkeiten

1 Die Zuständigkeit  für  die  Bewilligung des Mobilitätskonzepts  richtet  sich 
nach dem Baubewilligungsverfahren.
2 Die Wirkungskontrolle obliegt dem Stadtbauamt. Dieses kann die erforderli-
chen Massnahmen gemäss § 67 Abs. 3 BNO verfügen.

§  16 Rechtsmittel

1 Wer mit einem Entscheid des Stadtbauamts nicht einverstanden ist, kann 
dies innert 10 Tagen nach Zustellung des Entscheids schriftlich beim Stadt-
rat erklären. In diesem Fall fällt der Stadtrat einen neuen Entscheid.
2 Entscheide des Stadtrats können mit Beschwerde beim Regierungsrat oder 
bei der von ihm delegierten Stelle angefochten werden.
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3 Im Übrigen gelten die Bestimmungen des Gesetzes über die Verwaltungs-
rechtspflege  (Verwaltungsrechtspflegegesetz,  VRPG)  vom  4.  Dezember 
20071).

4. Schlussbestimmungen und Inkrafttreten

§  17 Inkrafttreten

1 Diese Verordnung tritt am xx.yy.2022 in Kraft.
2 Sie gilt  für alle Baugesuche, welche nach ihrem Inkrafttreten eingereicht 
werden.

II.

Keine Fremdänderungen.

III.

Der Erlass  SRS 7.1-7 (Richtlinien  über  den Bedarf  an  Pflichtparkplätzen 
(Pflichtparkplatzbedarf-Richtlinien)  vom 3. September 2007)  wird  aufgeho-
ben.

IV.

Die Verordnung unter Ziff. I tritt am xx.xx.2022 in Kraft.

Aarau, xx.xx.2022

Im Namen des Stadtrats
 
Der Stadtpräsident
Dr. Hanspeter Hilfiker
 
Der Stadtschreiber
Daniel Roth
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